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Überblick

Deutschland hat mit Wirkung ab 2003 
Dokumentationspflichten für Verrech-
nungspreise eingeführt und sich damit 
als einer der letzten grossen Industrie-
staaten der internationalen Entwick-
lung angeschlossen, die 1994 in den 
USA ihren Ausgang nahm und dazu 
geführt hat, dass mittlerweile fast alle 
europäischen Staaten entsprechende 
Dokumentationspflichten kennen. Im 
Gegensatz zur Schweiz bestehen da-
mit nach deutschem Steuerrecht für 
international tätige Unternehmen weit-
reichende Pflichten zur Dokumentation 
der wirtschaftlichen und rechtlichen 
Grundlagen der Verrechnungspreiser-
mittlung einschliesslich einer Aussage 
zu deren Fremdüblichkeit. Die Nicht-
beachtung der Dokumentationspflich-
ten kann zu beträchtlichen Sanktionen 
führen. Dieser Beitrag soll einen kurzen 

Überblick über den Umfang und die 
zeitlichen Anforderungen der Doku-
mentationspflichten unter Berücksich-
tigung der aktuellen Betriebsprüfungs-
praxis geben. 

Was versteht man unter 
«Verrechnungspreis»?

Der aus dem Steuerrecht stammende 
Begriff «Verrechnungspreis» umfasst 
Wertansätze für Güter und Dienstleis-
tungen, die innerhalb eines internatio-
nal tätigen Unternehmens ausgetauscht 
werden. Im Gegensatz zu dem – durch 
Angebot und Nachfrage gebildeten – 
Marktpreis sind Verrechnungspreise das 
Ergebnis einer unternehmensintern er-
folgten Leistungsbewertung. Die damit 
verbundenen Gestaltungsmöglichkeiten 
zur Reduzierung der steuerlichen Be-
messungsgrundlage führen dazu, dass 

die deutschen Finanzbehörden die Ver-
rechnungspreisermittlung einer einge-
henden Prüfung auf Basis der Verrech-
nungspreisdokumentation unterwerfen. 
Dabei wird insbesondere geprüft, ob die 
Verrechnungspreisermittlung dem inter-
national anerkannten Fremdvergleichs-
grundsatz entspricht, der über Artikel 9 
des Doppelbesteuerungsabkommens 
Deutschland Schweiz auch im Verhältnis 
zur Schweiz anwendbar ist. 

 

Rechtliche Grundlagen der 
Dokumentationsverpflichtung

Die gesetzlichen Grundlagen für die Ver-
rechnungspreis-Dokumentationspflich-
ten sind als verfahrensrechtliche Regelun-
gen in § 90 Abs. 3 Abgabenordung (AO) 
festgelegt. Art, Inhalt und Umfang der zu 
erstellenden Aufzeichnungen ergeben 
sich aus der «Gewinnabgrenzungsauf-
zeichnungsverordnung» (GAufzV). Hin-
weise zu der sehr restriktiven Auslegung 
der Dokumentationspflichten durch die 
Finanzverwaltung enthält das Schreiben 
des Bundesministeriums für Finanzen 
(BMF) vom 12.4.2005 (Verwaltungs-
grundsätze-Verfahren).

Zeitliche Anforderungen

Grundsätzlich ist die Verrechnungspreis-
dokumentation 60 Tage nach Anforde-
rung durch den Betriebsprüfer vorzule-
gen, wobei in begründeten Einzelfällen 
eine Fristverlängerung möglich ist. Für 
aussergewöhnliche Geschäftsvorfälle, 
wie z. B. wesentliche Funktions- und 
Risikoänderungen (einschliesslich Funk-
tionsverlagerungen), der Abschluss oder 
die Änderung wichtiger langfristiger 
Verträge oder Vermögensübertragun-
gen bei Umstrukturierungen, verkürzt 
sich die Vorlagefrist auf 30 Tage. Dies 
vor dem Hintergrund, dass diese Tat-
bestände zeitnah innerhalb eines Zeit-
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raums von sechs Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres zu dokumentieren 
sind. Da die Verrechnungspreisdoku-
mentation von der Finanzbehörde nach 
§ 90 Abs. 3 Satz 6 AO in der Regel nur 
für die Durchführung einer Aussenprü-
fung angefordert wird und deren Prü-
fungszeitraum regelmässig drei Jahre 
umfasst, kann die Dokumentation der 
nicht aussergewöhnlichen Geschäfte 
aus Praktikabilitätsgründen für drei Jah-
re zusammengefasst erstellt werden. Mit 
der Verrechnungspreisdokumentation 
sollte jedoch rechtzeitig vor Beginn der 
Aussenprüfung begonnen werden, um 
bei den Arbeiten nicht unter Zeitdruck 
zu kommen. Die vom Gesetz vorgese-
henen 60 Tage ab Anforderung sind für 
die Dokumentation von komplexen Ge-
schäftsbeziehungen mit nahe stehenden 
Personen/Unternehmen oftmals zu kurz 
bemessen. 

Umfang der Dokumentationspflichten 

Die Dokumentationspflichten umfassen 
neben allgemeinen Informationen zur 
Konzernstruktur und -tätigkeit und zu 
den grenzüberschreitenden Geschäfts-
beziehungen zu verbundenen Unter-
nehmen insbesondere eine detaillierte 
Funktions- und Risikoanalyse sowie eine 
Verrechnungspreisanalyse. Letztere kann 
auf Basis von (internen oder externen) 
Fremdvergleichsdaten oder Plandaten 
erfolgen. Zusätzlich sind in besonderen 
Fällen Aufzeichnungen erforderlich wie 
z. B. bei einer Änderung der Geschäfts-
strategie (einschliesslich Funktionsverla-
gerungen1) oder bei Verrechnungspreis-
anpassungen.2

Für «kleinere Unternehmen» gibt es 
Erleichterungen

«Kleinere Unternehmen» sind nach §  6 
GAufzV nicht verpflichtet eine umfas-

sende Verrechnungspreisdokumentation 
zu erstellen, sondern müssen dem Be-
triebsprüfer lediglich vorhandene Unter-
lagen vorlegen und mündliche Auskünfte 
zum Nachweis einer fremdüblichen 
Verrechnungspreisermittlung erteilen. 
Als kleinere Unternehmen gelten solche, 
bei denen

– �die Umsätze aus Lieferungen von 
Gütern/Waren 5.000.000 € oder 

– �andere Leistungen (insbesondere 
Dienstleistungen) 500.000 € 

jeweils im Verhältnis zu verbundenen 
Unternehmen in einem Wirtschaftsjahr 
nicht überschreiten. Bei der Prüfung 
der Betragsgrenzen sind die Entgelte 
für von ausländischen verbundenen 
Unternehmen empfangenen und an sie 
erbrachte Lieferungen bzw. Leistungen 
zusammenzurechnen. Bei Überschrei-

tung dieser Grenzen besteht ab dem 
Folgejahr die Verpflichtung zur Erstel-
lung einer Verrechnungspreisdokumen-
tation. 

Bei Vertriebsgesellschaften werden 
Anlaufverluste nur eingeschränkt 
akzeptiert

Anlaufverluste von Vertriebsgesell-
schaften sind in der Betriebsprüfungs-
praxis im Hinblick auf die Fremdüb-
lichkeit der Verrechnungspreise häufig 
ein Streitpunkt. Ursache hierfür ist die 
Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs, wonach typische Anlaufverluste 
nur für einen Zeitraum von drei Jahren 
anzuerkennen sind und innerhalb von 
fünf Jahren sogar ein Totalgewinn ver-
langt wird. Andernfalls gelten die ver-
einbarten Verrechnungspreise als un-
angemessen, es sei denn, es wird der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Übersicht über die allgemein erforderlichen Aufzeichnungen nach § 4 der GAufzV 

Beteiligungsver-
hältnisse/Ge-

schäftsbetrieb/Or-
ganisationsaufbau 

Funktions- und  
Risikoanalyse 

Geschäftsbezie-
hungen zu nahe-
stehenden Perso-
nen/Unternehmen

Verrechnungs-
preis-Analyse  

• Im Prüfungszeitraum 
unterhaltene Beteili-
gungsverhältnisse zu 
nahestehenden Perso-
nen/Unternehmen nach 
§ 1(2) Nr.1/2 AStG mit 
Veränderungen. 

• Sonstige Umstände, 
die das Nahestehen 
nach § 1 (2) Nr. 3 AStG 
begründen können. 

• Konzernstruktur mit 
Veränderungen incl. 
Betriebsstätten und 
Beteiligungen an Perso-
nengesellschaften. 

• Tätigkeitsbeschrei-
bung: z. B. Herstel-
lung/Vertrieb von Wirt-
schaftsgütern, Dienstlei-
stungen, Forschung und 
Entwicklung. 

• Übersicht über Art und 
Umfang der Ge-
schäftsbeziehungen 
mit nahestehenden 
Personen/Unternehmen 
(z. B. Wareneinkauf, 
Dienstleistungen, Darle-
hen, Nutzungsüberlas-
sungen, Umlagen) sowie 
die zugrunde liegenden 
Verträge incl. deren 
Veränderungen. 

• Zusammenstellung der 
wesentlichen immate-
riellen Wirtschaftsgü-
ter, die für Geschäftsbe-
ziehungen zu Naheste-
henden genutzt oder 
diesen überlassen 
werden. 

Für Geschäftsbeziehungen 
mit nahestehenden 
Personen/Unternehmen:  
• Informationen zu den 

von den Beteiligten 
ausgeübten Funktionen 
und übernommenen 
Risiken sowie deren 
Veränderungen. 

• Angabe der eingesetz-
ten Wirtschaftsgüter, 
der Vertragsbedingun-
gen sowie der Ge-
schäftsstrategien. 

• Angaben zu den 
bedeutsamen Markt- 
und Wettbewerbsver-
hältnissen.  

• Beschreibung der 
Wertschöpfungskette 
und des Wertschöp-
fungsbeitrags. 

• Darstellung der ange-
wandten Verrech-
nungspreismethode 
und Begründung der 
Eignung.  

• Vorlage von Berech-
nungsunterlagen zur 
Anwendung dieser Me-
thode. 

• Aufbereitung von Ver-
gleichspreisen/Finanz-
daten unabhängiger 
Unternehmen ggf. mit 
Angaben zu Datenbank-
analysen und vorge-
nommenen Anpas-
sungsrechnungen.  

• Bei nicht vorhandenen 
Vergleichsdaten Verpro-
bung durch Plandaten, 
sofern diese regelmäßig 
aktualisiert und überprüft 
werden. 

 
 
 

 
 
 
 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                                                                                       
 
 
 
 
 
 
 
 

Übersicht über die in besonderen Fällen erforderliche Aufzeichnungen nach § 5 GAufzV 

§ 5 Nr. 1 GAufzV 

Änderung von Geschäftsstra-
tegien, z. B.  
 
- Marktanteilsstrategien 
- geänderte Vetriebswege 
- Managementstrategien 
- Funktionsverlagerungen 
 
Aufzeichnungen zu 
anderen, die Verrech-
nungspreisbildung  
beeinflussenden Son-
derumständen,  wie z.B. 
Massnahmen zum 
Vorteilsausgleich. 

 

§ 5 Nr. 2 GAufzV 

Angaben bei Beteiligungen an 
Umlageverträgen:  
 
- Verträge, Anlagen und 

Zusatzvereinbarungen 
- angewandte Aufteilungsschlüs-

sel 
- erwarteter Nutzen für die 

Beteiligten 
- Art und Umfang der Rech-

nungskontrolle 
- Anpassung an geänderte 

Verhältnisse 
- Zugriffsberechtigung auf Daten 

des Leistungserbringers 
- Zuordnung von Nutzungsrech-

ten 

§ 5 Nr. 3 GAufzV

Angaben zu Verrech-
nungspreiszusagen und 
vereinbarungen mit 
ausländischen Finanzbe-
hörden (z. B. Advanced 
Pricing Agreements).  
 
 
Angaben zu beantragten 
oder abgeschlossenen 
Verständigungs- oder 
Schiedsstellenverfah-
ren, die Auswirkungen 
auf die Geschäftsbezie-
hungen mit Nahestehen-
den haben.  
 

§ 5 Nr. 5 GAufzV 

Angaben zu Preis-
anpassungen, 
insbesondere auch 
wenn diese die 
Folge von 
Verrechnungs-
preiskorrekturen 
oder Vorwegaus-
künften (APA) 
ausländischer 
Finanzbehörden bei 
Nahestehenden 
sind (sog. 
„Gegenberichti-
gung“). 
 

 5 Nr. 4 GAufzV

Angaben zu Dauerverlu-
sten (bei mehr als drei auf-
einander folgenden Verlust-
jahren) mit Nahestehenden: 
 
-  Benennung der Verlust-

ursachen (z.B. Mana-
gementfehler, Konjunk-
tureinbrüche, Wechsel-
kursänderungen, Ände-
rungen im Publikumsge-
schmack) 

- Angaben zu den Vor-
kehrungen, die  zur Be-
seitigung der Verlustur-
sachen getroffen wur-
den. 

§ 5 Nr. 6 GAufzV 

Bei wesentlichen Funktions- und 
Risikoänderungen:  
 
Angaben zu Forschungsvorhaben 
und laufenden Forschungstätig-
keiten, die im Zshg. m. Funktions-
änderungen stehen bzw. in den drei 
Jahren vor Durchführung der 
Funktionsänderung stattfanden 
bzw. abgeschlossen wurden; gilt nur 
für Unternehmen mit regelmäßiger 
Forschung und Entwicklung, die aus 
betriebsinternen Gründen Unterla-
gen über Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten erstellen, aus 
denen die verlangten Angaben 
ableitbar sind. 

-

§§§§§ §
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Nachweis erbracht, dass betriebliche 
Gründe (z. B. Managementfehler, For-
derungsverluste oder schwierige Markt-
verhältnisse) für die Verlustsituation 
verantwortlich sind. Aus diesem Grund 
sehen die Dokumentationspflichten bei 
sog. «Dauerverlusten» Angaben zu den 
Verlustursachen und zu Massnahmen 
für deren Beseitigung vor. Dies gilt je-
doch nicht nur im Verhältnis deutscher 
Vertriebsgesellschaften zu ausländi-
schen Konzernen, sondern auch umge-
kehrt im Verhältnis deutscher Konzerne 
zu ausländischen Vertriebsgesellschaf-
ten. Werden hier von ausländischen 
Vertriebsgesellschaften Dauerverluste 
erzielt, ohne dass Fehlmassnahmen der 
Vertriebsgesellschaften vorliegen, ist 
grundsätzlich auch die Voraussetzung 
für Gewinnanpassungen zugunsten des 
deutschen Konzerns gegeben. 

Sanktionen bei Missachtung der 
Dokumentationspflichten

Die Nichtvorlage oder die Vorlage einer 
im Wesentlichen unverwertbaren Doku-
mentation führen gem. § 162 Abs. 3 und 
4 AO zu einer Umkehr der Beweislast 
zugunsten des Finanzamts und ggf. zu 
einer Ausschöpfung einer vorhandenen 
Bandbreite an Verrechnungspreisen zu 
Lasten des Unternehmens. Zusätzlich 
können Zuschläge in Höhe von 5 bis 
10 % der Einkunftskorrektur einerseits 
sowie Verspätungszuschläge von min-
destens 100 € für jeden vollen Tag der 
Fristüberschreitung bei einer verspä-
teten Einreichung der Dokumentation 
andererseits festgesetzt werden.3 Die-
se Sanktionen lassen sich durch die 
fristgerechte Einreichung einer Doku-
mentation vermeiden, die das «ernst-
hafte Bemühen» zur Beachtung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes bei der 
Verrechnungspreisermittlung dokumen-
tiert. Eine Unverwertbarkeit kann ohne-
hin nur angenommen werden, wenn die 
Dokumentation aufgrund gravierender 
Mängel letztlich keine Aussagekraft hin-
sichtlich der Verrechnungspreisgestal-
tung hat.4

Aktuelle Erfahrungen bei 
Betriebsprüfungen

Nachdem nun die ersten Betriebsprü-
fungen für die dokumentationspflichti-
gen Zeiträume ab 2003 stattgefunden 
haben, sind folgende wesentliche Prob-
lemfelder bei der Verrechnungspreisdo-
kumentation identifizierbar:

– �Fehlende Dokumentation ausserge-
wöhnlicher Geschäftsvorfälle auch 
infolge der nicht eindeutigen Abgren-

zung zu gewöhnlichen Geschäftsvor-
fällen.

– �Unvollständige Offenlegung der Ge-
schäftsbeziehungen zu anderen Kon-
zernunternehmen.

– �Fehlende Fremdvergleichsdaten oder 
Nichtanerkennung der verwende-
ten Fremdvergleichsdaten aufgrund 
mangelnder Vergleichbarkeit der Ver-
gleichsunternehmen.

– �Einforderung eines objektiven Bewei-
ses für die Fremdüblichkeit der Ver-
rechnungspreise, obwohl nach der 
Gesetzesbegründung nur eine Be-
gründung der Fremdüblichkeit erfor-
derlich ist.

– �Mangelnde Unterstützung der Ver-
triebsgesellschaft durch die ausländi-
sche Konzernmutter. 

– �Nichtanerkennung einer Dokumenta
tion in englischer Sprache.

– �Zulässige Anforderung der Verrech-
nungspreisdokumentation im Rahmen 
von Zollprüfungen zur Prüfung der kor-
rekten Erhebung der Zölle.

– �Nur im Ausnahmefall Festsetzung 
von Sanktionen, weil im Regelfall das 
«ernsthafte Bemühen» zur Beachtung 
des Fremdvergleichsgrundsatzes bei 
der Verrechnungspreisermittlung er-
füllt ist.

Fazit

Zur Vermeidung von Gewinnverlage-
rungen ins Ausland rückt auch die 

Verrechnungspreisgestaltung in mittel-
ständischen Konzernen zunehmend ins 
Visier der deutschen Betriebsprüfung. 
Für diese Zwecke wird die Betriebs-
prüfung die Einhaltung der seit 2003 
geltenden Dokumentationspflichten 
für Verrechnungspreise zukünftig ver-
stärkt prüfen. Dabei spielt bei auslän-
dischen Konzernen mit inländischen 
Vertriebsgesellschaften insbesondere 
die Akzeptanz von Anlaufverlusten 
eine grosse Rolle. Durch eine sorgfäl-
tig geplante und durchgeführte Ver-
rechnungspreisdokumentation, die das 
ernsthafte Bemühen zur Beachtung 
des Fremdvergleichsgrundsatzes bei 
der Verrechnungspreisermittlung doku-
mentiert, lassen sich Probleme mit der 
deutschen Betriebsprüfung und damit 
auch die beträchtlichen Sanktionen bei 
Nichteinhaltung der Dokumentations-
pflichten vermeiden. Dies gilt selbst 
in Fällen, in denen eine fremdübliche 
Verrechnungspreisgestaltung nicht ein-
deutig gegeben ist. Denn der Steuer-
pflichtige behält mit einer aussagekräf-
tigen Verrechnungspreisdokumentation 
gegenüber der Betriebsprüfung, die 
ihrerseits die Unüblichkeit der Verrech-
nungspreise beweisen muss, das Heft 
des Handelns in der Hand.

1 �Vgl. zu Dokumentationspflichten bei Funk
tionsverlagerungen Tz. 3.1.3 der Verwal-
tungsgrundsätze Funktionsverlagerung vom 
13. Oktober 2010, BStBl. I 2010, S. 774.

2 �Vgl. zu einzelnen Angaben die Schaubilder 
1 und 2. 

3 �Vgl. zu den einzelnen Sanktionen Schau-
bild 3.

4 �Vgl. Fischer/Looks/im Schlaa, BB 2010, 
S. 157, 158f.; Schnorberger, DB 2009,  
S. 2010.

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Nichtvorlage der Dokumentation 
• Vorlage einer im Wesentlichen  

unverwertbaren Dokumentation 
• Nicht zeitnahe Dokumentation 

aussergewöhnlicher Geschäftsvorfälle  
 
► Umkehr der  Beweislast  
 
► Ausschöpfung der Preisbandbreite zu 

Lasten des Unternehmens  

§ 162 Abs. 3 AO  § 162 Abs. 4 AO  

• Nichtvorlage der Dokumentation 
• Vorlage einer im Wesentlichen 

unverwertbaren Dokumentation 
 
► Zuschlag i.H.v. 5-10 % der 

Einkunftskorrektur, mindestens aber 
5.000 € 

 
• Verspätete Vorlage einer verwertbaren 

Dokumentation 
 
► Zuschlag mind. 100 € für jeden vollen Tag 

der Fristüberschreitung, maximal 
1.000.000 € 

 
Keine Zuschläge bei  entschuldbarer 
Nichterfüllung oder geringfügigem Verschulden. 

Sanktionen bei Verletzung der  
Aufzeichnungspflichten des § 90 Abs. 3 AO 


